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ERKENNTNIS

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Lassmann als Einzelrichterin Uber die Beschwerde des J.R., geb.
00.00.1984, StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 21.10.2008, GZ. 08 06.941, zu Recht
erkannt:

Die Beschwerde wird gemal? 88 5, 10 AsylG 2005 als unbegriindet abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang und Sachverhalt:

1. Der Verfahrensgang vor der erstinstanzlichen Behorde ergibt sich aus dem erstinstanzlichen Verwaltungsakt.

Der nunmehrige Beschwerdefihrer J.R.- hat nach eigenen Angaben im Frihjahr 2007 sein Heimatland Afghanistan
verlassen und reiste (iber eine unbekannte Reiseroute nach Griechenland, und in der Folge weiter nach Osterreich,wo
er am 06.08.2008 einen Antrag auf internationalen Schutz stellte.

Im Rahmen seiner niederschriftlichen Einvernahmen gab der Beschwerdeflhrer in Gegenwart seines Rechtsberaters
im Wesentlichen an, er habe seine Heimat verlassen, da er dort Schwierigkeiten mit seiner Familie habe; er sei dem
Christentum beigetreten und habe grobe Probleme bekommen.

Das Bundesasylamt hat mit Bescheid vom 21.10.2008, ZI: 08 06.941-EAST-Ost, den Antrag auf internationalen Schutz
des (nunmehrigen) Beschwerdeflhrers ohne in die Sache einzutreten gemall 8 5 Abs. 1 AsylG 2005 als unzulassig
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zurlickgewiesen und ausgesprochen, dass fur die Prifung des gegenstandlichen Antrages auf internationalen Schutz
gemal Art. 18 Abs. 7 iVm Art. 10 Abs. 1 Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates Griechenland zustandig sei.
Gleichzeitig wurde der Beschwerdefiuhrer gemaR § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG aus dem 0sterreichischen Bundesgebiet nach
Griechenland ausgewiesen und gemal3 8 10 Abs. 4 AsyIG festgestellt, dass die Abschiebung nach Griechenland zulassig

sei.

Die Erstbehoérde traf in diesem Bescheid Feststellungen zur Versorgung von Asylwerbern und zum Zugang zum
Asylverfahren nach einer "Dublin Uberstellung”, die sich auf Berichte verschiedenster Organisationen und 6ffentlicher
Stellen stutzen und vorwiegend aus dem Jahre 2008 datieren. In ihrer BeweiswUrdigung stltzt sich die Erstbehérde auf
diese Quellen und zieht daraus den Schluss, dass dem Beschwerdeflhrer jedenfalls der Zugang zum Asylverfahren
offen stehe und die Grundversorgung gewahrleistet sei. Das Vorliegen einer schweren Erkrankung des
Beschwerdefiihrers hatte nicht festgestellt werden kénnen.

In seiner gegen diesen Bescheid erhobenen Beschwerde fiilhrte der Beschwerdeflihrer aus, entgegen der unrichtigen
Rechtsansicht der belangten Behérde wirden ihm durch die Abschiebung nach Griechenland Verletzungen seiner
durch Art. 3 EMRK gewahrleisteten Rechte drohen und hatten die Voraussetzungen zur Ausubung des
Selbsteintrittrechtes vorgelegen. Der Bf befiirchte, in Griechenland keine Unterbringung, keine medizinische
Versorgung und keinerlei finanzielle Unterstiitzung zu erhalten. Das Asylverfahren in Griechenland kénne nicht als
rechtsstaatliches Verfahren bezeichnet werden und sei auch nicht geeignet, Flichtlinge bzw. schutzbedUrftige
Personen zu identifizieren.

Die gegenstandliche Beschwerde samt erstinstanzlichem Verwaltungsakt langte der Aktenlage nach am 04.11.2008
beim Asylgerichtshof ein.

II. Der Asylgerichtshof hat durch die zustandige Richterin Gber die gegenstandliche Beschwerde wie folgt erwogen:

1. Verfahrensgang und Sachverhalt ergeben sich aus dem vorliegenden Verwaltungsakt.

2. Rechtlich ergibt sich Folgendes:

Mit Datum 01.01.2006 ist das neue Bundesgesetz tber die Gewahrung von Asyl in Kraft getreten (AsylG idF BGBL. | Nr.
100/2005) und ist somit auf alle ab diesem Zeitpunkt gestellten Antrage auf internationalen Schutz, sohin auch auf den

vorliegenden, anzuwenden.

GemalR § 23 AsylGHG sind, soweit sich aus dem Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG, BGBI. Nr. 1/1930, dem Asylgesetz
2005 - AsylG 2005, BGBI. I Nr. 100, und dem Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwWGG, BGBI. Nr. 10, nicht anderes
ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemal3 anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der
Begriff "Beschwerde" tritt.

2.1. GemaR 8 5 Abs. 1 AsylG ist ein nicht gemalR8 4 AsylG erledigter Asylantrag als unzulassig zurtickzuweisen, wenn
ein anderer Staat vertraglich oder aufgrund der Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18.02.2003 zur Prafung
des Asylantrages zustandig ist. Mit dem Zurlckweisungsbescheid hat die Asylbehdrde auch festzustellen, welcher Staat
zustandig ist. GemaRk § 10 Abs 1 Z 1 AsylGist die Zurlckweisung eines Antrages nach MalRgabe der 8 10 Abs 3 und Abs
4 AsylG mit einer Ausweisung zu verbinden. Die Dublin Il VO ist eine Verordnung des Gemeinschaftsrechts im
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Anwendungsbereich der 1. Sdule der Europaischen Union (vgl Art. 63 EGV), die Regelungen Uber die Zustandigkeit zur
Prifung von Asylantréagen von Drittstaatsangehorigen trifft. Sie gilt also nicht fur mogliche Asylantrége von EU-Burgern,
ebenso wenig ist sie auf Personen anwendbar, denen bereits der Flichtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche
Grundprinzip ist jenes, dass den Drittstaatsangehdrigen in einem der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires,
rechtsstaatliches Asylverfahren zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen
Zustandigkeit sich primar nicht aufgrund des Wunsches des Asylwerbers, sondern aufgrund der in der Verordnung
festgesetzten hierarchisch geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.

2.1.1. Es ist daher zunachst zu Uberprifen, welcher Mitgliedstaat nach den hierarchisch aufgebauten (Art. 5 Abs 1
Dublin Il VO) Kriterien der Art. 6-12 bzw 14 und Art. 15 Dublin Il VO, beziehungsweise dem Auffangtatbestand des Art.
13 Dublin 11 VO zur inhaltlichen Prufung zustandig ist.

2.1.1.1. Im vorliegenden Fall besteht eine Zustandigkeit Griechenlands gemaf Art. 10 Abs 1 iVm Art 18 Abs 7 Dublin II
VO kraft Ersteinreise in der Europdischen Union. Art. 18 Abs. 7 Dublin Il VO konstituiert eine Zustimmungsfiktion im
Falle der Verfristung bei der Beantwortung eines Aufnahmegesuches.

Wird innerhalb der Frist von 2 Monaten gemald Abs 1 bzw. der Frist von einem Monat gemal Abs. 6 keine Antwort
keine erteilt, ist davon auszugehen, dass dem Aufnahmegesuch stattgegeben wird, was die Verpflichtung nach sich
zieht, die Person aufzunehmen und angemessene Vorkehrungen fir die Ankunft zu treffen (Art. 18 Abs 7 Dublin Il VO).
Griechenland hat innerhalb dieser Frist nicht geantwortet.

Die erste Voraussetzung fur die RechtmaRigkeit der getroffenen Unzustandigkeitsentscheidung ist somit gegeben und
ist diese im Verfahren nicht bestritten worden. Der Umstand, dass die Zustandigkeit formal kraft Verfristung
eingetreten ist, hat nach der diesbezuglich eindeutigen Gemeinschaftsrechtslage keinen Einfluss auf deren Bestehen.

Ebenso unbestrittenermalBen ist im Asylverfahren des Beschwerdefuhrers noch keine Sachentscheidung in
Griechenland gefallen.

2.1.1.2. Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der Konsultationen im
gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die
Zustandigkeitserklarung des zustandigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen
Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise keinen Bestand haben kdnnte (Filzwieser, Subjektiver
Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin Il VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migraLex, 1/2007, 22ff; vgl
auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 23.11.2006, ZI. 2005/20/0444). Das
Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei.

Im Lichte des Art. 7 VO 1560/2003 ergibt sich auch keine Verpflichtung seitens der beteiligten Mitgliedstaaten oder
seitens der Regelungen der Dublin Il VO, dass die Uberstellung in einer Weise durchgefiihrt wird, die potentiell
belastenden Zwangscharakter aufweist.

2.1.2. Das Bundesasylamt hat ferner von der Moglichkeit der Ausibung des Selbsteintrittsrechts nach Art. 3 Abs 2
Dublin Il VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu prifen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im
gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung der EMRK zwingend Gebrauch zu

machen gewesen ware.



Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft
Gemeinschaftsrecht nicht nachzupriufen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende
normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin Il VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig ebenso
ausgefihrt, dass eine Nachprifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall
gemeinschaftsrechtlich zulassig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs 2 Dublin Il VO zwingend

geboten sei.

Die Judikatur des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprufung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung
des EGMR an und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloRBe Méoglichkeit einer dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, genlgt nicht, um die
Abschiebung des Fremden in diesen Staat als unzuldssig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder
sonstige amtswegig zu berucksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in
Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Art. 3 EMRK vorliegen (VwWGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur
Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder Gefahrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener
Umstande, die gerade in seinem Fall eine solche Bedrohung oder Gefdhrdung im Fall seiner Abschiebung als
wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH 26.11.1999, ZI 96/21/0499, VwGH 09.05.2003, Z1.98/18/0317; vgl auch VwGH
16.07.2003, ZI. 2003/01/0059): "Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fur die reale
Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustéandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu
machen. Dazu wird es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum
die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes,
insbesondere einer Verletzung von Art 3 EMRK, nach sich ziehen kénnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt,
dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist." (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949).

Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht (vgl VwGH 17.02.1998, Z196/18/0379;
EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allfllige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Art. 13 EMRK sind fur sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren
rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen
Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen
wurde (Art. 16 Abs 1 lit. e Dublin Il VO). Eine ausdriickliche Ubernahmeerklarung des anderen Mitgliedstaates hat in die
Abwagung einzuflieRen (VWGH 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582, VwGH 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025, VWGH 25.04.2006, ZI.
2006/19/0673), ebenso andere Zusicherungen der europédischen Partnerstaaten Osterreichs (zur Bedeutung solcher
Sachverhalte Filzwieser/Liebminger, Dublin 11 VO, K13. zu Art 19 Dublin 11 VO).

Weiterhin hatte der Asylgerichtshof folgende Umstande zu berucksichtigen:

Bei entsprechender Haufung von Fallen, in denen in Folge Auslbung des Selbsteintrittsrechts die
gemeinschaftsrechtliche Zustandigkeit nicht effektuiert werden kann, kann eine Gefdhrdung des "effet utile"
Grundsatzes des Gemeinschaftsrechts entstehen.

Zur effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechts sind alle staatlichen Organe kraft Gemeinschaftsrechts
verpflichtet.

Der Verordnungsgeber der Dublin Il VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher"
ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von
Menschenrechtsverletzungen bewirken kénnte (vgl. insbesondere den 2. Erwagungsgrund der Préaambel der Dublin Il
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VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fir solche Falle getroffen, diesbezuglich
lasst sich aber aus dem Gebot der menschenrechtskonformen Auslegung des Gemeinschaftsrechts und aus der
Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei ausnahmsweiser Verletzung der
EMRK bei Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht stattfinden darf. Die Beachtung des
Effizienzgebots (das etwa eine pauschale Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder eine innerstaatliche
Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der Dublin Il VO umfangreicher gestaltet als materielle Verfahren, verbietet)
und die Einhaltung der Gebote der EMRK stehen daher bei richtiger Anwendung nicht in Widerspruch (Filzwieser,
migralex, 1/2007, 18ff, Filzwieser/Liebminger, Dublin Il VO?, K8-K13. zu Art. 19).

Die allfallige Rechtswidrigkeit von Gemeinschaftsrecht kann nur von den zustandigen gemeinschaftsrechtlichen
Organen, nicht aber von Organen der Mitgliedstaaten rechtsgultig festgestellt werden. Der EGMR hat jlngst
festgestellt, dass der Rechtsschutz des Gemeinschaftsrechts regelmaRig den Anforderungen der EMRK entspricht
(30.06.2005, Bosphorus Airlines v Irland, Rs 45036/98).

Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen MaRe substantiierten Vorbringens und des Vorliegens
besonderer vom Antragsteller bescheinigter aulRergewdhnlicher Umstande, um die grundsatzliche europarechtlich
gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im
individuellen Fall erschiittern zu kénnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefiihrte
gesetzliche Klarstellung des § 5 Abs 3 AsylG, die Elemente einer Beweislastumkehr enthalt. Es trifft zwar ohne Zweifel
zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen Situation haufig keine Méglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei
dem durch das Institut des Rechtsberaters begegnet werden kann), und dies mitzubeachten ist (VwWGH, 23.01.2007, ZI.
2006/01/0949), dies kann aber nicht pauschal dazu fihren, die vom Gesetzgeber - im Einklang mit dem
Gemeinschaftsrecht - vorgenommene Wertung des§ 5 Abs 3 AsylG Uberhaupt fir unbeachtlich zu erklaren
(dementsprechend in ihrer Undifferenziertheit verfehlt, FeRl/Holzschuster, AsylG 2005, 225ff). Eine Rechtsprechung,
die in Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch hdhere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in Bezug auf
Drittstaaten ware jedenfalls gemeinschaftsrechtswidrig.

2.1.2.1. Mégliche Verletzung des Art. 8 EMRK

Enge familidre Beziige in Osterreich im Verfahren sind nicht hervorgekommen, ebenso wenig - schon aufgrund der
relativ kurzen Aufenthaltsdauer - schiitzenswerte Aspekte des Privatlebens. Der Asylgerichtshof schlieRt sich in diesem
Zusammenhang den Ausfiihrungen des Bundesasylamtes (Seite 19 unten des Erstbescheides) vollinhaltlich an.

2.1.2.2. Kritik am griechischen Asylwesen/der Situation in Griechenland

2.1.2.2.1. Im vorliegenden Fall beschrankt sich das Vorbringen auf allgemeine Kritik an der Situation in Griechenland.
Der Beschwerdefiihrer selbst hat dort unbestritten bei seinem seinerzeitigen Aufenthalt keinen Asylantrag stellen
wollen und hat er auch griechische Behdrden nicht ausdricklich als Asylwerber um Unterstitzung ersucht. Der
Beschwerdefiihrer wurde auch nicht Opfer von Ubergriffen, Hinweise auf besondere individuelle Vulnerabilitit sind
ebenso nicht hervorgekommen.

2.1.2.2.2. Zur allgemeinen Kritik des Beschwerdeflhrers an Griechenland ist unbestritten, dass UNHCR das Absehen
von Uberstellungen empfohlen hat und einige Berichte von NGO's ernste Kritik an verschiedenen Aspekten des
griechischen Asylverfahrens und des Umgangs mit Asylwerbern Uben. Dies hat auch zur Aufhebung bestimmter
Bescheide des BAA durch den UBAS bzw den Asylgerichtshof gefiihrt, wenn sich diese Bescheide mit dieser
Erkenntnislage nicht hinreichend auseinandergesetzt haben (siehe nur UBAS 05.05.2008, Zahl: 318.977-1/2E-XV/53/08),
da jedenfalls bei bestimmten Vorbringen von einer Erschitterung der Regelvermutung des § 5 Abs 3 AsylG auszugehen
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war.

Im vorliegenden Fall hat sich (neben anderen aktuellen Quellen) die Erstbehdrde unter anderem auf das Ergebnis einer
Fact Finding Mission der schwedischen Asylbehdrde vom Friihling 2008 sowie auf weitere brandaktuelle Berichte aus
dem Sommer 2008 gestutzt, denen die Beschwerde nicht substantiiert entgegentritt.

Zentral folgt daraus, dass bei Uberstellungen nach der Dublin Il VO ein tatsichlicher Zugang zum Asylverfahren
besteht. Probleme des Zugangs zum Asylverfahren, wie sie sich etwa in anderen Berichten bei der Ersteinreise von
Personen aus der Turkei nach Griechenland widerspiegeln, sind daher nicht relevant.

Da im konkreten Fall ein Asylverfahren noch nicht begonnen wurde, verbieten sich auch spekulative Erwagungen tUber
dessen Ausgang und die Erfolgsaussichten des Beschwerdefihrers. Die Kritik von UNHCR an der fehlenden Praxis der
Gewahrung subsididaren Schutzes kann daher bei der gegenwartigen Entscheidungsfindung beispielsweise keine Rolle
spielen. Nichtsdestotrotz hat der Gerichtshof mitbertcksichtigt, dass in keiner der Quellen des vorliegenden
Verfahrens Falle angefihrt wurden, in denen Asylwerber tatsachlich in ihre Herkunftslander aus Griechenland
abgeschoben wurden. So hat der britische Court of Appeal in der zeitlich nach der Verdffentlichung der UNHCR-
Position (und unter ausdricklicher Auseinandersetzung mit derselbigen) ergangenen Berufungsentscheidung vom
14.05.2008 ([2008] EWCA Civ 464, Jawad NASSARI), in welcher eine Uberstellung eines afghanischen Asylwerbers nach
Griechenland im Einklang mit der im vorliegenden Erkenntnis des Asylgerichtshofes vertretenen Rechtsauffassung,
abgewiesen wurde, ausgefuhrt: (Punkte 40-41, per Lord Justice Laws: "There are clearly concerns about the conditions
in which asylum-seekers may be detained in Greece. It is not however shown that they give rise to systemic violations
of Article 3. As regards refoulement, Mr Nicol in a note dated 2 May 2008 submits that the earlier evidence taken
together with the new UNHCR material shows "at the very least, a serious cause for concern as to whether the Greek
authorities would onwardly remove the respondent to Afghanistan in breach of Article 3. | certainly accept that such
evidence as there is, and in particular the recent UNHCR Paper, shows that the relevant legal procedures are to say the
least shaky, although there has been some improvement. | have considered whether the right course would be to send
the case back to the High Court for a fuller examination of the factual position. But in truth there are currently no
deportations or removals to Afghanistan, Irag, Iran, Somalia or Sudan, and as | understand it no reports of unlawful
refoulement to any destination. That seems to me to be critical. | would accordingly hold, on the evidence before us,
that as matters stand Greece's continued presence on the list does not offend the United Kingdom's Convention
obligations. It follows that there is no case for a limited declaration of incompatibility relating only to Greece (...)"

Auch der von der Erstinstanz herangezogene Bericht des Schwedischen Migrationsamtes bestatigt, dass das reale
Risiko einer Verletzung des Art. 3 EMRK durch eine Kettenabschiebung infolge VerstoRRes gegen das Non-Refoulement
Gebot nicht besteht. Dass gerade der Beschwerdefihrer - bei dem Faktoren einer besonderen Vulnerabilitat nicht
bestehen - bei einer Rickkehr in eine aussichtslose Situation wegen Verweigerung der Unterbringung kommen wirde,

lasst sich aus der allgemeinen Berichtslage, bei aller Kritik an Einzelfallen, nicht ableiten.

2.1.2.2.3. Im Ergebnis hat die vorgenommene Prifung somit nicht ergeben, dass allgemein Uberstellungen nach
Griechenland nicht vorgenommen werden dirfen. Dies entspricht der Rechtsansicht der Europdischen Kommission
(vgl Pressemitteilung vom 08.04.2008), ebenso wie der zitierten englischen Judikatur. Explizit gegenteilige Judikatur ist
zum Entscheidungszeitpunkt aus keinem Mitgliedstaat bekannt (die norwegische Position beinhaltet ja lediglich eine
Aussetzung von Entscheidungen im Zusammenhang mit einer ndheren Prifung der Berichtslage). In Ermangelung
sonstiger individueller Grinde und individuellen Vorbringens des Beschwerdeflihrers (siehe oben Punkt 2.1.2.2.1)
erweist sich daher in diesem Fall das von der Erstbehdrde beigeschaffte Tatsachensubstrat als ausreichend und die
individuelle Beweiswlrdigung (Seiten 17-20 des Erstbescheides) als zutreffend. Ein zwingender Grund zur Austibung

des Selbsteintrittsrechts besteht daher in diesem Zusammenhang nicht.



2.1.2.3. Medizinische Krankheitszustande; Behandlung in Griechenland

Unbestritten ist, dass nach der allgemeinen Rechtsprechung des EGMR zu Art. 3 EMRK und Krankheiten, die auch im
vorliegenden Fall maRgeblich ist, eine Uberstellung nach Griechenland nicht zuldssig wére, wenn durch den
Uberstellungsvorgang eine existenzbedrohende Situation drohte und diesfalls das Selbsteintrittsrecht der Dublin Il VO

zwingend auszuliben ware.

In diesem Zusammenhang ist vorerst auf das jingste diesbezlgliche Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH
vom 06.03.2008, ZI: B 2400/07-9) zu verweisen, welches die aktuelle Rechtsprechung des EGMR zur Frage der
Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit Art. 3 EMRK festhalt (D. v. the United Kingdom,
EGMR 02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997,93; Bensaid, EGMR 06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter
2001,26; Ndangoya, EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03; Salkic and others, EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04; Ovdienko,
EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04; Hukic, EGMR 29.09.2005, Appl. 17.416/05; EGMR Ayegh, 07.11.2006; Appl. 4701/05;
EGMR Goncharova & Alekseytsev, 03.05.2007, Appl. 31.246/06).

Zusammenfassend fuhrt der VfGH aus, das sich aus den erwahnten Entscheidungen des EGMR ergibt, dass im
Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, blo um dort medizinisch
behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder
selbstmordgefdhrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder
kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich Behandlungsmoglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem
bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei Vorliegen auergewohnlicher Umstande fihrt die Abschiebung zu einer
Verletzung in Art. 3 EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem

realen Risiko ausgesetzt wirde, unter qualvollen Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom).

Jungste Rechtsprechung des EGMR (N vs UK, 27.05.2008) und Literaturmeinungen (Premiszl, Migralex 2/2008, 54ff,
Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren") bestatigen diese Einschatzung, wobei noch darauf
hinzuweisen ist, dass EU-Staaten verpflichtet sind, die Aufnahmerichtlinie umzusetzen und sohin diesfalls jedenfalls

eine begriindete Vermutung des Bestehens einer medizinischen Versorgung besteht.

Aus diesen Judikaturlinien des EGMR ergibt sich jedenfalls der fir das vorliegende Beschwerdeverfahren relevante

Prufungsmalstab.

Akut existenzbedrohende Krankheitszustande oder Hinweise einer unzumutbaren Verschlechterung der
Krankheitszustdnde im Falle einer Uberstellung nach Griechenland sind der Aktenlage nicht zu entnehmen. Die
Ausfihrungen der Erstbehorde hiezu (Seiten 19f des Erstbescheides) sind zutreffend. Das Vorliegen einer im Sinne der

zitierten Rechtsprechung des EGMR ausreichenden medizinischen Grundversorgung ist zu bejahen.

Zusammengefasst stellt daher eine Uberstellung des Beschwerdefihrers nach Griechenland keinesfalls eine
Verletzung des Art. 3 EMRK und somit auch keinen Anlass zur Ausiibung des Selbsteintrittsrechtes Osterreichs nach
Art. 3 Abs. 2 Dublin Il VO dar.

2.1.3. Spruchpunkt | der erstinstanzlichen Entscheidung war sohin bei Ubernahme der Beweisergebnisse und

rechtlichen Wurdigung der Erstbehérde mit obiger naherer Begriindung zu bestatigen.


https://www.jusline.at/entscheidung/349

2.2. Zu Spruchpunkt II:

Hinsichtlich der vom Beschwerdefuhrer bekampften Ausweisung ist festzuhalten, dass das Bundesasylamt eine
korrekte Uberpriifung im Sinne der Rechtsprechung vorgenommen hat. Den Ausfiihrungen zu Spruchpunkt Il des
erstinstanzlichen Bescheides ist seitens des Asylgerichtshofes fir den konkreten Fall somit zuzustimmen.

2.3. GemaR 8 41 Abs 4 AsylG konnte von der Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden. Eine
gesonderte Erwagung bezlglich einer allfalligen Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konnte angesichts des
Spruchinhaltes entfallen.

Es war somit spruchgeman zu entscheiden.

Schlagworte

Ausweisung, medizinische Versorgung, real risk
Zuletzt aktualisiert am

09.02.2009

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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